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Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker, Mag. Harald Stefan, Karl Mahrer, B.A., Hans-Jörg 
Jenewein, MBA 

und Kolleginnen und Kollegen 

zum Antrag der Abgeordneten Mag. Michaela Steinacker, Mag. Harald Stefan, Karl Mahrer, B.A., 
Hans-Jörg Jenewein, MBA, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Sicherheitspolizeigesetz, das Namensänderungsgesetz, das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, das 
Strafgesetzbuch, das Jugendgerichtsgesetz 1988, die Strafprozeßordnung 1975, das 
Strafregistergesetz 1968, das Tilgungsgesetz 1972, die Exekutionsordnung, das Bundesgesetz, mit 
dem das Sicherheitspolizeigesetz geändert wird und Verstöße gegen bestimmte einstweilige 
Verfügungen zum Schutz vor Gewalt und zum Schutz vor Eingriffen in die Privatsphäre zu 
Verwaltungsübertretungen erklärt werden, das Ärztegesetz 1998, das Gesundheits- und 
Krankenpflegegesetz, das Hebammengesetz, das Kardiotechnikergesetz, das MTD-Gesetz, das 
Medizinische Assistenzberufe-Gesetz, das Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetz, das 
Sanitätergesetz, das Zahnärztegesetz, das Musiktherapiegesetz, das Psychologengesetz 2013, das 
Psychotherapiegesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Verbrechensopfergesetz und 
das Bundesgesetz mit dem das Bundesgesetz über die Grundsätze für Hilfen für Familien und 
Erziehungshilfen für Kinder und Jugendliche geändert werden (Gewaltschutzgesetz 2019) (970/A) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Antrag (970/ A) wird wie folgt geändert: 

Artikell 

Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes 

1. In der Z 5 (§ 38a Abs. 1) wird das Wort "fiinfzig"jeweils durch das Wort " hundert" ersetzt. 

2. Die Z 16 lautet: 

16. Dem § 94 wird folgender Abs. 47 angefugt: 

,,(47) Die § §  22 Abs. 2, 35 Abs. 1 Z 8, 38a Abs. 1 bis 7 sowie Abs. 9 bis 12 samt Überschrift, 56 Abs. 1 Z 3 
hinsichtlich der Interventionsstellen ( §  25 Abs. 3), Z 8 und 9, 58c Abs. 3, 84 Abs. I ,  Abs. l a, Abs. Ib Z 1 
und 2 sowie Abs. 2 und 98 Abs. 2 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I 
Nr. xx/20 19 treten mit 1. Jänner 2020 in Kraft. Die § §  25 Abs. 4, 38a Abs 8, 56 Abs. 1 Z 3 hinsichtlich der 
Gewaltpräventionszentren ( §  25 Abs. 4) und 84 Abs. Ib Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 
xx/20 19 treten mit I. Jänner 202 1 in Kraft. § 97 Abs. 4 tritt mit Ablauf des 3 1. Dezember 20 19 außer Kraft." 

Artikel 3 

Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 

1. Die bisherige Z 2 entfällt und die neue Z 2 lautet: 

, ,2. Dem § 1494 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Unabhängig davon beginnt die Frist nach § 1489 Satz 2 zweiter Fall vor Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres des Geschädigten nicht zu laufen."" 

2. In der Z 3 wird in § 1503 Abs. 13 das Zitat,, § 1489" durch,, § 1494 Abs. 2" ersetzt. 
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Artikel 4 

Änderung des Strafgesetzbuches 

1. Nach der Z 2 wirdfolgende Z 2a eingejiigt: 

,,2a. In § 39 Abs. 1 StGB wird im ersten Satz das Wort "kann" durch die Wendung "erhöht sich" ersetzt 
und entfällt die Wendung "überschritten werden". " 

2. Nach der Z 4 wird folgende Z 4a eingejiigt. 

,,4a. In § 39 Abs. 2 wird im zweiten Satz nach dem Wort "Strafe" die Wendung "bedingt nachgesehen oder" 
eingejiigt. " 

3. In der Z 5 lauten § 39a und seine Überschrift: 

"Änderung der Strafdrohung bei bestimmten Gewalttaten 

§ 39a. ( I) Hat ein Täter eine vorsätzliche strafbare Handlung unter Anwendung von Gewalt oder 
gefährlicher Drohung 

1. als volljährige gegen eine unmündige Person, 

2. gegen eine aufgrund besonderer Umstände schutzbedürftige Person unter Ausnützung deren 
besonderer Schutzbedürftigkeit, 

3. unter Einsatz eines außergewöhnlich hohen Ausmaßes an Gewalt oder nachdem der Tat eine solche 
Gewaltanwendung vorausgegangen ist oder 

4. unter Einsatz oder Drohung mit einer Waffe oder 

5. mit mindestens einer weiteren Person in verabredeter Verbindung begangen, 

so treten die in Abs. 2 genannten Änderungen der Strafdrohung ein, wenn der jeweilige Umstand nicht 
schon die Strafdrohung bestimmt. 

(2) Demnach tritt an die Stelle der Androhung 

1. einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder der Androhung einer solchen Freiheitsstrafe oder einer 
Geldstrafe bis zu 720 Tagessätzen die Androhung einer Freiheitsstrafe von zwei Monaten bis zu 
einem Jahr, 

2. einer Freiheitsstrafe, die kein Mindestmaß vorsieht und deren Höchstmaß ein Jahr übersteigt, die 
Androhung eines Mindestmaßes von drei Monaten Freiheitsstrafe, 

3. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmaß sechs Monate beträgt, die Androhung eines Mindestmaßes 
von einem Jahr Freiheitsstrafe, 

4. einer Freiheitsstrafe, deren Mindestmaß ein Jahr beträgt, die Androhung eines Mindestmaßes von 
zwei Jahren Freiheitsstrafe. 

(3) Die Anwendung des § 39 bleibt hievon unberührt. Bei der Anwendung des § 4 1  ist von den nach 
Abs. 2 geänderten Strafdrohungen auszugehen." 

4. Nach der Z 6 wird folgende Z 6a eingefügt· 

, , 6a. In § 43a Abs. 1 bis 4 wird das Zitat ,, § 43 "jeweils durch das Zitat ,,§ 43 Abs. 1" ersetzt. " 

5. Nach der Z 7 wirdfolgende Z 7a eingefügt.' 

" 7a. § 83 Abs. 3 lautet. 

,,(3) Wer eine Körperverletzung nach Abs. 1 oder 2 an einer Person, die 

1. mit der Kontrolle der Einhaltung der Beförderungsbedingungen oder der Lenkung emes 
Beförderungsmittels einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Anstalt betraut ist, 

2. in einem gesetzlich geregelten Gesundheitsberuf, in einer anerkannten Rettungsorganisation oder 
in der Verwaltung im Bereich eines solchen Berufes, insbesondere einer Krankenanstalt, oder als 
Organ der Feuerwehr tätig ist, 

während oder wegen der Ausübung ihrer Tätigkeit begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen."" 
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6. Die Z 9 lautet. 

"In § 8 7  wird nach dem Abs. 1 nachfolgender Abs. 1a eingefügt. 

,,( 1 a) Wer die Tat an einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen während oder wegen der 
Vollziehung seiner Aufgaben oder der Erfüllung seiner Pflichten begeht, ist mit Freiheitsstrafe von zwei 
bis zu zehn Jahren zu bestrafen."" 

7. Die Z 10 lautet: 

, , 10. Im § 87  Abs. 2 werden nach der Wendung "Zieht die Tat" die Wendung "nach Abs. I" und nach der 
Wendung "einem bis zu fünfzehn Jahren," die Wendung "im Falle des Abs. l a  mit Freiheitsstrafe von zwei 
bis zu fünfzehn Jahren," eingefiigt. " 

8. Nach der Z 1 1  wird folgende Z 1 1  a eingefiigt: 

,, 1 1  a. § 9 1  a und seine Überschrift lauten: 

"Tätlicher Angriff auf mit bestimmten Aufgaben betraute Bedienstete einer dem öffentlichen 
Verkehr dienenden Anstalt oder Angehörige des Gesundheits- oder Rettungswesens oder Organe 

der Feuerwehr 

§ 91a. Wer eine Person, 

I. die mit der Kontrolle der Einhaltung der Beförderungsbedingungen oder der Lenkung eines 
Beförderungsmittels einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Anstalt betraut ist, 

2. in einem gesetzlich geregelten Gesundheitsberuf, für eine anerkannte Rettungsorganisation oder in 
der Verwaltung im Bereich eines solchen Berufs, insbesondere einer Krankenanstalt, oder als 
Organ der Feuerwehr tätig ist, 

während der Ausübung ihrer Tätigkeit tätlich angreift, ist mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen."" 

9. In der Z 13 wird in § 107a Abs. 3 nach der Wortfolge" verfolgten Person" das Wort "zu" durch das 
Wort "zur" ersetzt. 

1 O. In der Z 16 wird in § 220b Abs. 2 das Wort "bloße" durch das Wort "bloß" ersetzt. 

Artikel 6 

Änderung der Strafprozeßordnung 1975 

1. Z 1 lautet: 

, , 1. In § 52 Abs. 2 wird der Punkt am Ende der Z 3 durch einen Beistrich ersetzt und nach Z 3 folgende Z 4 
angefiigt: 

,,4 . für die Herstellung einer Abschrift oder Kopie des Protokolls seiner Vernehmung (§ 96 Abs. 5)."" 

2. Vor der bisherigen Z 2 wird folgende neue Z 2 eingefügt: 

, , 2  In § 53 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt.· 

"Es ist unzulässig, dem Beschuldigten oder seinem Vertreter Akten oder Teile davon zur Herstellung von 
Kopien [außerhalb des Amtsgebäudes] mitzugeben."" 

3. Die bisherigen Z 2 und 3 erhalten die neue Nummerierung 3 und 4. 

4. Vor der bisherigen Z 4 wird folgende neue Z 5 eingefiigt: 

,,5. In § 68 Abs. 1 wird die Zitierung ,,§ § 5 1, 52 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 3 sowie 53" durch die Zitierung 
,,§§ 5 1, 52 Abs. I, Abs. 2 Z 1, 3 und 4 sowie 53" ersetzt. " 

5. Die bisherigen Z 4 und 5 erhalten die neue Nummerierung 6 und 7. 

6. Die bisherige Z 6 erhält die neue Nummerierung 8, dort wird in § 76 Abs. 4 vor der Wendung "auf Grund 
einer ausdrücklichen gesetzlichen Ennächtigung" die Wendung "an Behörden und Gerichte" eingefiigt. 

7. Die bisherige Z 7 erhält die neue Nummerierung 9 
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8. Die bisherige Z 8 erhält die neue Nummerierung 10 und lautet: 

" 10. § 80 Abs. 1 zweiter Satz lautet: 

"Einem Opfer (§ 65 Z 1), das Anzeige erstattet hat, ist eine schriftliche Bestätigung der Anzeige 
gebührenfrei auszufolgen. " "  

9. Die bisherige Z 9 erhält die neue Nummerierung 1 1. 

10. Die bisherige Z 10 erhält die neue Nummerierung 12 und lautet: 

" 12. In § 165 Abs. 4 wird die Wendung "und die in � 156 Abs. 1 Z 1 und 2 erwähnten Zeugen" durch die 
Wendung ", die in § 156 Abs. 1 Z 1 erwähnten Zeugen sowie Zeugen, auf die die in § 66a Abs. 1 erwähnten 
Kriterien zutreffen," ersetzt. " 

ll. Die bisherige Z 1 1  erhält die neue Nummerierung 13, dort wird in § 1 73 Abs. 5 Z 3 vor dem Wort 
"Örtlichkeiten" das Wort "sonstige" eingefügt. 

12. Die bisherigen Z 12 bis 14 erhalten die neue Nummerierung 14 bis 16. 

13. Z 15 erhält die neue Nummerierung 17 und lautet: 

" In § 5 14 wird nach dem Abs. 40 folgender Abs. 4 1  angefügt: 

,,(4 1) § 52 Abs. 2 Z 4, § 53 Abs. 2, § 66a Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 Z 1 a, 9 68 Abs. I, § 70, 
§ 76 Abs. 4 und 6, 980 Abs. I, 996 Abs. 5, § 165 Abs. 4, § 173 Abs. 5 Z 3, § 206 Abs. I, 9250 Abs. 3 
und 94 10 Abs. 1 in der Fassung des Gewaltschutzgesetzes 20 19, BGBI. I Nr. xx/20 19, treten mit 
0 1.0 1.2020 in Kraft." 

Artikel 7 

Änderung des Strafregistergesetzes 1968 

1. Z 12 lautet: 

,, 12. In § 14 wird nach dem Abs. 14 folgender Abs. 15 eingefugt: 

,, ( 15) § 4 Abs. 5, § 9 Abs. 1 Z 3 und Z 4, die Überschrift zu § 9a, § 9a Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, § lOb 
Abs. 2 erster und dritter Satz und § 12 Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Dritten Gewaltschutzgesetzes, 
BGBI. I Nr. xx/2019, treten mit 1. Jänner 2020, § 10 Abs. 1c und Abs. Id und § 1 1  Abs. 4a treten mit 
1. Juli 2020 in Kraft. "" 

Artikel 8 

Änderung des Tilgungsgesetzes 1972 

1. Z 3 lautet: 

,,3. In 9 9 wird nach dem Abs. Ij folgender Abs. Ik eingefügt: 

,,( Ik) 96 Abs. 1 Z 8 und Z 9 in der Fassung des Gewaltschutzgesetz 20 19, BGBI. 1. Nr. xxl20 19, tritt 
mit 0 1.0 1.2020 in Kraft."" 

Artikel 9 

Änderung der Exekutionsordnung 

1. In der Z 1 wird in § 382b Abs. 2 die Wendung "aber auch" durch das Wort "zusätzlich" ersetzt. 

2. Nach der Z 1 wird folgende Z 1 a eingejiigt. 

" la. In § 382c Abs. 1 wird die Wendung "Betretungsverbot gestellt (§ 38a Abs. 7 SPG)" durch die 
Wendung" Betretungs- und Annäherungsverbot gestellt (9 38a Abs. 10 SPG)" ersetzt." 

3. Nach der Z 3 wirdfolgende Z 3a eingefügt. 
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,, 3a. In § 382c Abs. 4 wird die Wendung" aus Anlaß einer Wegweisung nach § 38a Abs. 3 SPG" durch die 
Wendung "nach § 38a Abs. 2 Z 5 SPG aus Anlass der Anordnung eines Betretungs- und 
Annäherungsverbots " ersetzt. " 

4. In der Z 6 wird in § 382d Abs. 5 nach dem Wort "abgenommener" die Wendung "oder nach § 38a SPG 
bei Gericht erlegter" eingejiigt. 

5. In der Z 7 lautet § 382e Abs. I Z 3: 

,,3. zu verbieten, sich dem Antragsteller oder bestimmt zu bezeichnenden Orten in einem bestimmten 
Umkreis anzunähern,". 

6. In der Z 8 werden in § 382e Abs. 2 erster Satz der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angejiigt: ,,§ 382b Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden.". 

7. Z 10 lautet § 382g Abs. 1 Z 8: 

,,8. Verbot, sich der gefährdeten Partei oder bestimmt zu bezeichnenden Orten in einem bestimmten 
Umkreis anzunähern." 

8. In Artikel 9 Z 1 1  werden in § 382g Abs. 2 erster Satz der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgender Halbsatz angejiigt: ,,§ 382b Abs. 2 zweiter Satz ist anzuwenden.". 

9. In Artikel 9 Z 14 lautet § 395 Abs. 3 wiefolgt: 

,,(3) Das Gericht, bei dem der Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung nach §§ 382b oder 
382e eingebracht wurde, hat die örtlich zuständige Sicherheitsbehörde von der Einbringung des Antrags 
und dessen Umfang sowie von einer allfälligen Zurückziehung unverzüglich in Kenntnis zu setzen." 

10. In Artikel 9 Z 15 wird in § 399 Abs. 1 nach der Wendung "Das Gericht kann" die Wortfolge "auf Antrag" 
eingejiigt. 

11. In Artikel 9 Z 17 wird in § 450 das Zitat" § 382c Abs. 3" durch das Zitat" § 382c Abs. 1, 3 und 4" 
ersetzt. 

Artikel 11 
Änderung des Ärztegesetzes 1998 

1. In Z 2 lautet § 54 Abs. 5: 

,,(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen der volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen 
Patientinldes volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen Patienten widersprechen würde, 
sofern keine unmittelbare Gefahr für diese/diesen oder eine andere Person besteht und die klinisch
forensischen Spuren ärztlich gesichert sind, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. die Ärztin/der Arzt, die ihre/der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, eine 
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikell2 
Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 

1. In Z 3 lautet § 7 Abs. 2: 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. I besteht nicht, wenn 

I. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen 
Patienten, Klienten oder pflegebedürftigen Menschen widersprechen würde, sofern keine 
unmittelbare Gefahr für diese oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 
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3. der Berufsangehörige, der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, eine 
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
KnmmalpohzeI oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 13 
Änderung des Hebammengesetzes 

1. In Z 3 lautet § 60 Abs. 3.' 

,,(3) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. I besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen der volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen 
Schwangeren, Gebärenden oder Wöchnerin widersprechen würde, sofern keine unmittelbare 
Gefahr für diese oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. die Hebamme, die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, eine entsprechende 
Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei 
oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 14 
Änderung des Kardiotechnikergesetzes 

I. In Z 2 lautet § 7a Abs. 2.' 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

I. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen 
Patienten widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr fur diese oder eine andere Person 
besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch 
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

I. In Z 3 lautet § 1 1e Abs. 2: 

Artikel 15 
Änderung des MTD-Gesetzes 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

I. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des (der) volljährigen 
entscheidungsfähigen Patienten (Patientin) widersprechen würde, sofern 
Gefahr fur diese oder eine andere Person besteht, oder 

handlungs- oder 
keine unmittelbare 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der (die) Berufsangehörige, der (die) seine (ihre) berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, 
eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 16 
Änderung des Medizinische Assistenzberufe-Gesetzes 

1. Die Novellierungsanordnung 3 erhält die Bezeichnung ,,2." und lautet in dieser § 13 Abs. 8: 

,,(8) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 7 besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des/der volljährigen handlungs- oder 
entscheidungsfähigen Patienten/-in widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr fur 
diese oder eine andere Person besteht, oder 
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2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der/die Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch 
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 17 
Änderung des Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetzes 

1. In Z 3 lautet § 3a Abs. 2. 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen 
Patienten widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr fur diese oder eine andere Person 
besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der Berufsangehörige, der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, eine 
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 18 
Änderung des Sanitätergesetzes 

1. Die Novellierungsanordnung 3 erhält die Bezeichnung ,,2." und lautet in dieser § 5a Abs. 2: 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. I besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des volljährigen handlungs- oder entscheidungsfähigen 
Patienten widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr fur diese oder eine andere Person 
besteht, oder 

2. die Anzeige inl konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr fur diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der Sanitäter eine entsprechende Meldung an die Einrichtung gemäß § 23, in der er tätig ist, erstattet 
hat und durch diese eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

2. Der letzten Novel/ierungsanordnung wird die Bezeichnung" 3. " vorangestellt. 

Artikel 19 
Änderung des Zahnärztegesetzes 

1. Z 3 lautet: 

,, 3. Nach § 21  wird folgender § 21  a samt Überschrift eingejiigt: 

"Anzeigepflicht 

§ 21a. (l) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht 
ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefuhrt wurde oder 

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind oder 
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3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer 
geistigen Behinderung wehrlose Volljährige misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell 
missbraucht werden oder worden sind. 

,,(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. I besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des/der volljährigen handlungs- oder 
entscheidungsfahigen PatienteniPatientin widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr 
für diese oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unn1ittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der/die Berufsangehörige, der/die seine/ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, eine 
entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(3) Weiters kann in Fällen des Abs. I Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen 
einenleine AngehörigeniAngehörige (§ 72 Strafgesetzbuch - StGB, BGBI. Nr. 60/ 1974) richtet, sofern dies 
das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger 
und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt."" 

2. In Z 5 lautet § 75 Abs. 4: 

,,(4) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 3 besteht nicht, wenn 

I .  die Anzeige dem ausdrücklichen Willen des/der volljährigen handlungs- oder 
entscheidungsHihigen PatientenlPatientin widersprechen würde, sofern keine unmittelbare Gefahr 
für diese oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. der/die Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch 
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 20 
Änderung des Musiktherapiegesetzes 

1. In Z 2 lautet § 32 Abs. 5.' 

,,(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

I .  die Anzeige dem ausdrücklichen Willen der volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen 
Patientinldes volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patienten widersprechen würde, 
sofern keine unmittelbare Gefahr für diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen), die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
ausüben, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine 
Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 2 1  
Änderung des Psychologengesetzes 20 13  

1 .  § 37 Abs. 5 lautet." 

,,(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

I. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen der volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen 
Patientinldes volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patienten widersprechen würde, 
sofern keine unmittelbare Gefahr für diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 
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3. Berufsangehörige, die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausüben, eine entsprechende 
Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei 
oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Artikel 22 
Änderung des Psychotherapiegesetzes 

1. § 15 Abs. 5 lautet.· 

,,(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

1. die Anzeige dem ausdrücklichen Willen der volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen 
Patientin/des volljährigen handlungs- oder entscheidungsrahigen Patienten widersprechen würde, 
sofern keine unmittelbare Gefahr für diese/diesen oder eine andere Person besteht, oder 

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen würde, deren Wirksamkeit 
eines persönlichen Vertrauensverhältnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr für diese 
oder eine andere Person besteht, oder 

3. PsychotherapeutinneniPsychotherapeuten, die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
ausüben, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine 
Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist." 

Begründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Sicherheitspolizeigesetzes) 

Zu Z 1 (§ 38a Abs. 1 SPG) : 

Aufgrund des Wegfalls der bisherigen Regelung, wonach Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen 
explizit genannt waren, ist eine Ausweitung des Radius der Bannmeile von funfzig auf hundert Meter 
angebracht. 

Zu Artikel 3 (Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) 

Zu Z 1 (§ 1494 Abs. 2 ABGB) 

Der Initiativantrag sah im Bereich der Verjährung von Schadenersatzansprüchen zwei Änderungen vor: 
einerseits sollte in einem dritten Satz zu § 1489 ABGB klargestellt werden, dass die 30-jährige Frist bei 
Vorsatztaten, die mit mehr als einjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind, nicht vor dem Eintritt der 
Strafbarkeitsverjährung enden soll. Mit einem vierten Satz sollte darüber hinaus die Verjährungsfrist bei 
minderjährigen Opfern von Sexualdelikten erst mit dem 18. Lebensjahr beginnen. Gegen beide Vorschläge 
wurden Vorbehalte vorgebracht: der dritte Satz könne so interpretiert, dass erstmals unverjährbare 
Schadenersatzansprüche geschaffen werden (wenn man der Ansicht ist, dass die "Verjährung der 
Strafbarkeit" nicht mit dem Tod des Täters eintritt), weshalb Vorkehrungen getroffen werden sollten, um 
die Rechtssphäre von an der Straftat unbeteiligten Personen - also der Erben des Täters - nicht über Gebühr 
zu belasten (siehe Stellungnahme 6/SN-158IME, S 7).Zum vierten Satz wurde aufgezeigt, dass ein sachlicher 
Grund für die besondere Anführung von Sexualdelikten nicht ersichtlich sei. Denn auch bei Delikten gegen 
Leib und Leben könne es vorkommen, dass der Minderjährige in einem Abhängigkeits- oder 
Autoritätsverhältnis steht oder wegen einer mit der Tathandlung einhergehenden Traumatisierung, die nicht 
den von § 1494 ABGB geforderten Grad erreicht, von der GeItendmachung von Schadenersatzansprüchen 
abgehalten wird (siehe Stellungnahme 40/SN-158IME, S 2). 

Beiden Kritikpunkten soll dadurch Rechnung getragen werden, dass nicht länger auf die Verjährung der 
Strafbarkeit abgestellt werden soll, sondern die Verjährungsfrist bei minderjährigen Opfern solcher 
Vorsatzdelikte ganz generell erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres beginnen soll. Damit endet die 
Verjährungsfrist fur solche Taten in der Regel nicht vor dem 48. Lebensjahr des Opfers; das ist im Ergebnis 
derselbe Effekt, wie wenn an die Strafbarkeitsverjährung angeknüpft würde (dort beginnt die 
Verjährungsfrist nach § 58 Abs. 3 Z 3 StGB zwar erst mit 28. Jahren, dauert aber in der Regel nach § 57 
Abs.3 StGB nicht länger als 20 Jahre). Es wird vorgeschlagen, diese neue Anordnung dem § 1494 Abs. 2 
ABGB anzufugen. Nach dieser Bestimmung beginnt gegen eine minderjährige Person die Verjährungszeit 
nicht zu laufen, solange sie über keine ausreichende Vertretung verfugt. Damit ist klargestellt, dass der 
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Beginn der Verjährungsfrist bei minderjährigen Opfern solcher schweren Straftaten ungeachtet ihrer 
Vertretung erst mit ihrer Volljährigkeit zu laufen beginnt. 

Zu Artikel 4 (Änderung des Strafgesetzbuches): 

Zu Z 1 (§ 39 Abs. 1 StGB) : 

Der ursprünglich unverändert gelassene Abs. I sowie der neu vorgeschlagene Abs. l a  sollen zur 
Vermeidung von Anwendungsproblemen dahingehend harmonisiert werden, dass für beide Fälle dieselbe 
Formulierung mit der Konsequenz derselben Herangehensweise bei der Strafzumessung gelten soll. 

Nach nunmehr stRsp und hL ist § 39 Abs. I StGB (nicht nur Strafbemessungsvorschrift, sondern auch) 
Strafrahmenvorschrift (13 Os 44/09h, SSt 2009/52; RlS-Justiz RS0125294 und RS0125295; Bruckmüller 
SbgK § 39 Rz 27; Fabrizy, StGBI3 § 39 Rz 3; Flora in WK.2 § 39 Rz 1; Ratz, WK.-StPO § 281 Rz 668/2). 
Ausgehend von der Entscheidung eines verstärkten Senats des OGH aus dem Jahr 1975 (SSt 46/40) ist es 
insoweit (mit Blick auf die Formulierung des § 39 Abs. I StGB) aus materiell-rechtlicher Sicht geboten, in 
einem ersten Schritt nach Maßgabe des nicht erweiterten Strafrahmens zu prüfen, ob dieser für die konkrete 
Sanktionsfindung genügt, um erst bei erfolgter Verneinung dieser Frage das Ausmaß des Überschreitens 
dieses Rahmens im Verhältnis zum durch § 39 Abs. I StGB erweiterten Strafrahmen zu bestimmen (Ratz, 
WK.StPO § 281 Rz 66811). Die dargestellte Systematik führt schon jetzt häufig zu Anwendungsproblemen 
III der Praxis. Diese Probleme könnten durch die Schaffung zweier unterschiedlicher 
Strafrahmenvorschriften innerhalb der Bestimmungen über die Strafschärfung bei Rückfall verstärkt 
werden. 

Es wird daher vorgeschlagen, die für § 39 Abs. l a  StGB vorgesehene Formulierung ( ... worden, so "erhöht 
sich", wenn ".) auch in § 39 Abs. I StGB aufzunehmen. Damit wäre einerseits die durch die 
Rechtsentwicklung nach der Entscheidung SSt 46/40 entstandene Anwendungsproblematik mittels einer 
klaren gesetzlichen Regelung beseitigt und andererseits der Intention des Entwurfs Rechnung getragen, bei 
qualifiziertem Rückfall einen stets anzuwendenden erweiterten Strafrahmen zu normieren. 

Sofern der Täter sowohl die Voraussetzungen des Abs. 1 als auch jene des Abs. la erfüllt, darf die 
Überschreitung des Strafrahmens gemäß § 30 StGB nur einmal erfolgen (Flora in WK2 StGB § 39 Rz 30; 

Ratz in WK.2 StGB § 30). 

Zu Z 2 (§ 39 Abs. 2 StGB): 

Im Hinblick darauf, dass der vorgeschlagene neue Abs. la im Gegensatz zum Abs. I nicht einmal eine 
zumindest teilweise Verbüßung der Vorstrafen zur Voraussetzung haben soll, bedarf es einer Ergänzung 
des letzten Satzes des Abs. 2, um auch dieser neuen denkbaren Fallkonstellation (gänzlich bedingt 
nachgesehene Vorstrafen) Rechnung tragen zu können. 

Zu Z 3 (§ 39a StGB): 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit sowie der allgemeinen Systematik des StGB sollen in Abs. I zunächst 
die straferhöhenden Umstände und danach in Abs. 2 die erhöhten Strafrahmen angeführt werden. Darüber 
hinaus sollen sämtliche Umstände des Abs. I - und nicht nur die im bisherigen Abs. 2 Z 5 angeführte 
Begehung der Tat mit mindestens einer weiteren Person in verabredeter Verbindung - nur dann eine 
Änderung der Strafdrohung bewirken, wenn durch diese Umstände nicht schon die Strafdrohung bestimmt 
wird. 

Zu Z 4 (§ 43a StGB) : 

Anregungen im Begutachtungsverfahren folgend soll klargestellt werden, dass nach § 43 Abs. 3 StGB nur 
die gänzlich bedingte Strafnachsicht ausgeschlossen werden soll, eine teilbedingte Strafnachsicht unter den 
Voraussetzungen des § 43a StGB jedoch weiter möglich sein soll. 

Zu Z 5 (§ 83 Abs. 3 StGB): 

In der Vergangenheit sind vermehrt tätliche Übergriffe auf Ärzte, Pflegekräfte und Mitarbeiter in Spitälern 
und Ordinationen festzustellen. Auch die Feuerwehr ist mit zunehmender Gewalt konfrontiert. Es wird 
daher vorgeschlagen, den mit der Strafgesetznovelle 2017, BGBI I Nr. 117/2017, in Bezug auf mit 
bestimmten Aufgaben betraute Bedienstete einer dem öffentlichen Verkehr dienenden Anstalt geschaffenen 
§ 83 Abs. 3 StGB durch eine neue Qualifikation für Körperverletzungen an Personen, die in einem 
gesetzlich geregelten Gesundheitsberuf, für eine anerkannte Rettungsorganisation oder in der Verwaltung 
im Bereich eines solchen Berufes, insbesondere einer Krankenanstalt, oder einer solchen Organisation tätig, 
beziehungsweise Organe der Feuerwehr sind, zu ergänzen. Damit sind auch Zivildiener mitumfasst. 
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Zum geschützten Personenkreis ist Folgendes auszuführen: 

Vorauszuschicken ist, dass von § 83 Abs. 3 StGB nur jene Personen erfasst sind, die nicht ohnehin als 
Beamte iSd § 74 Abs. I Z 4 StGB unter die Qualifikation des § 84 Abs. 2 StGB fallen. In diesem Sinn 
werden etwa Amtsärzte und Anstaltsärzte, aber auch Spitalsärzte, soweit sie im Bereich der öffentlichen 
Krankenanstaltspflege (vgl. etwa § 30 des Wiener Krankenanstaltengesetzes) tätig sind, bereits von § 84 
Abs. 2 StGB erfasst sein (zumal diese Bestimmung anders als die § §  269 und 270 StGB nicht darauf 
abstellt, dass der Beamte/die Beamtin hoheitlich tätig [gewesen] ist, sondern auch im Bereich der 
Privatwirtschaftsverwaltung tätige Beamte - einschließlich im funktionalen Sinn - erfasst). Im Bereich der 
Rettungsorganisationen wird der Bereich, der etwa in Tirol mit "öffentlichem Rettungsdienst" umschrieben 
ist und Aufgaben der Notfallrettung auf der einen und Leistungen des qualifizierten Krankentransportes auf 
der anderen Seite umfasst (vgl. § 3 des Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009; nach dem Wiener Rettungs- und 
Krankentransportgesetz wird dieser Bereich schlicht durch die Begriffe "Rettungsdienst" und 
"Krankentransportdienst" abgedeckt und meint dort der Begriff "öffentlicher Rettungsdienst" - mag er auch 
u.U. zur Erfüllung von Aufgaben des Krankentransportdienstes herangezogen werden können [vgl. § 5 
Abs. 2 WRKG] eher den von der Stadt Wien selbst betriebenen Rettungsdienst [vgl. § 5 Abs. I WRKG] im 
Gegensatz zu privaten Rettungsdiensten). Soweit eine Person in einem dieser Bereichen tätig ist (und 
während oder wegen dieser Tätigkeit verletzt wird), kommt es nicht darauf an, ob der Träger öffentlich
oder privatrechtlich organisiert ist (in Wien sind demnach gegebenenfalls nicht nur die Angehörigen der 
Berufsrettung, sondern auch die fur bewilligte private Rettungs- und/oder Krankentransportdienste tätigen 
Personen bereits vom Schutz des § 84 Abs. 2 StGB umfasst) bzw. ob es sich um ein öffentlich- oder ein 
privatrechtliches Anstellungsverhältnis (oder auch etwa ein Tätigwerden auf Werkvertragsbasis) handelt. 
Diese Abgrenzung entspricht auch jener bei den Bediensteten einer dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Anstalt, die soweit sie im Kontext einer Amtshandlung als Eisenbahnaufsichtsorgan im Sinne des § 30 
Eisenbahngesetz 1957 verletzt werden, dem Schutz des § 84 Abs. 2, im Übrigen aber des § 83 Abs. 3 StGB 
unterliegen (vgl. für den Bereich des tätlichen Angriffs JerabekiRopper in Höpjel/Ratz, WK2 StGB § 9 1a 
Rz 39). Jedenfalls vom neuen Tatbestand umfasst werden niedergelassene Ärzte und Angehörige von 
(anerkannten) Rettungs- und Krankentransportdiensten sein, soweit sie in concreto jenseits des öffentlichen 
Bereichs tätig werden (also etwa bei einem medizinisch nicht indizierten, sondern lediglich auf Wunsch 
des Patienten durchgeführten und daher insofern privatem Krankentransport). 

Der Begriff "gesetzlich geregelter Gesundheitsberuf' ist wie in den § §  88 Abs. 2 Z 3, 12 1 Abs. und 2 12 
Abs. 2 Z I StGB zu verstehen. 

Was die "anerkannten Rettungsorganisationen" anlangt, sind Bezeichnung und Form der Organisationen 
als solcher (Organisation, Einrichtung, Unternehmen [vgl. § 2 Abs. 2 Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009], 
Dienst [WRKGJ) ebenso irrelevant wie Bezeichnung und Form der Anerkennung (vgl. etwa Salzburg, wo 
in § 3 des Salzburger Rettungsgesetzes explizit von der - auch so bezeichneten - Anerkennung als 
Rettungsorganisation die Rede ist; Wien, wo nach den § §  6 und 8 WRKG der Betrieb eines Rettungs- oder 
Krankentransportdienstes einer "Bewilligung" bedarf; oder Tirol, wo die Anerkennung implizit durch einen 
entsprechenden Vertragsabschluss nach § 3 Abs. 3 und § 4 des Tiroler Rettungsdienstgesetzes erfolgt). 

Zu Z 6 und 7 (§ 87 Abs. la und 2 StGB): 

Einerseits sollen die Novellierungsanordnungen den Legistischen Richtlinien 1990 entsprechend angepasst 
werden. Andererseits soll durch die Ergänzung des Abs. 2 ein gesonderter Strafsatz von zwei bis zu 
fünfzehn Jahren Freiheitsstrafe für Taten gegen Beamte, Zeugen oder Sachverständige bei Zu fügung einer 
schweren Dauerfolge vorgesehen werden, da andernfalls die Zufügung einer schweren Dauerfolge an sich 
zwar eine höhere Strafobergrenze, aber eine niedrigere Strafuntergrenze hätte als die Zu fügung einer 
absichtlich schweren Körperverletzung gegenüber einem Beamten, Zeugen oder Sachverständigen im 
Sinne des neuen Abs. l a. 

Zu Z 8 (§ 91a StGB): 

Wie mit der Strafgesetznovelle 20 17 für die mit bestimmten Aufgaben betrauten Bediensteten von dem 
öffentlichen Verkehr dienenden Anstalten soll auch für Personen, die in einem gesetzlich geregelten 
Gesundheitsberuf, für eine anerkannte Rettungsorganisation oder in der Verwaltung im Bereich eines 
solchen Berufs, insbesondere einer Krankenanstalt, oder als Organ der Feuerwehr, nicht nur eine 
qualifizierte Strafdrohung im Falle einer Körperverletzung, sondern auch ein eigener Tatbestand zum 
Schutz vor tätlichen Angriffen geschaffen werden. 

Zu Definition und Abgrenzung des umfassten Personenkreises darf grundsätzlich auf die Ausführungen zu 

§ 83 Abs. 3 StGB verweisen werden, allerdings mit der Maßgabe, dass sich die Abgrenzung zwischen § 9 1  a 
und § 270 StGB insofern anders gestaltet als zwischen § 83 Abs. 3 und § 84 Abs. 2 StGB, als auch jene 
Personen, als nur hoheitlich tätige Beamte vom Schutz des § 270 StGB umfasst sind, während alle anderen 
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im umschriebenen Gesundheits- und Rettungsbereich tätigen Personen (einschließlich jener, die als - wenn 
auch im Bereich der Privatwirtschaftsverwaltung tätige - Beamte im strafrechtlichen Sinn einzustufen 
wären) von § 91a StGB umfasst sind. 

Die nunmehrige Änderung soll auch zum Anlass genommen werden, den weithin als überflüssig bewerteten 
Straflosigkeitsgrund des § 91a Abs. 2 StGB zu streichen (vgl. Jerabek/Ropper in Höpje//Ratz, WK2 StGB 
* 91 a Rz 30). Der wesentliche Grund, nämlich, dass diese, den * *  269 Abs. 4 und 270 Abs. 2 StGB 
nachgebildete Bestimmung deswegen nicht gerechtfertigt erscheint, weil die von § 91 a StGB geschützten 
Personen keine hoheitliche Befehls- und Zwangsgewalt ausüben, sodass eine besondere Einschränkung des 
Notwehrrechts iS einer Pflicht zur Duldung auch rechtswidriger Akte hier nicht indiziert ist, auch für den 
nunmehr erweiterten Personenkreis zutrifft. 

Zu Z 9 und 10 « §  107a Abs. 3, § 220b Abs. 2 StGB): 

Es handelt sich hierbei jeweils um Redaktionsversehen, die zu korrigieren sind. 

Zu Artikel 6 (Änderung der Strafprozeßordnung 1975): 

Zu Z 1, 2 und 4 (§§ 52 Abs. 2, 53 Abs. 2, 68 Abs. 1 StPO): 

Da Opfern - unabhängig von ihrer Stellung als Privatbeteiligte - das Recht auf Akteneinsicht zusteht (§ 66 
Abs. 1 Z 2, § 68 Abs. 2 StPO), ist ihnen auf ihr Verlangen im Gefolge ihrer Vernehmung sogleich eine 
Abschrift oder Kopie des Protokolls dieser auszufolgen, sofern schutzwürdige Interessen des Verfahrens 
oder Dritter nicht entgegenstehen (§ 96 Abs. 5 StPO). Gemäß Anrn. 3 lit. e zu TP 15 GGG sowie § 4 der 
Verordnung der Bundesministerin für Justiz über die Höhe der Gebühren für die Herstellung von Kopien 
durch die Staatsanwaltschaft oder die Kriminalpolizei im Rahmen der Akteneinsicht, BGBI. II 
Nr. 390/2007) hat die Ausfolgung von zwei Kopien des Protokolls gebühren- und kostenfrei zu erfolgen. 

Aufgrund dahingehend aufgetretener Probleme in der Praxis wurde im Ministerialentwurf zum Dritten 
Gewaltschutzgesetz - 3. GeSchG ( i58/ME) im Sinne der Ergebnisse der Task Force Strafrecht in § 66 
Abs. 1 Z l a  StPO die ausdrückliche KlarsteIlung vorgeschlagen, dass Opfer ein Recht auf gebührenfreien 
Erhalt der Anzeigebestätigung und auf Verlangen des Vernehmungsprotokolls haben, wodurch künftig 
Vollzugsprobleme vermieden werden sollten. 

Im Begutachtungsverfahren wurde mehrfach darauf hingewiesen, dass laut * 4 der Verordnung der 
Bundesministerin für Justiz über die Höhe der Gebühren für die Herstellung von Kopien durch die 
Staatsanwaltschaft oder die Kriminalpolizei im Rahmen der Akteneinsicht, BGBI. II Nr. 390/2007 die 
Herstellung von zwei Kopien eines Protokolls für die vernommene und zur Akteneinsicht berechtigte 
Person gebühren- und kostenfrei ist, ferner sind laut Anrn. 3 lit. e zu TP 15 GGG (der auf Grund von § 29a 
GGG auch in Strafverfahren zur Anwendung kommt) ebenfalls bis zu zwei Ausfertigungen gebührenfrei 
auszufolgen. Es wurde angeregt, das Verhältnis dieser Regelungen zueinander klarzustellen. 

Diese K larsteIlung erfolgt nunmehr durch die gesetzliche Festlegung der Gebührenfreiheit nur einer Kopie 
bzw. Abschrift des Protokolls. Hintergrund ist, dass in der Praxis - soweit bekannt - ohnedies nur eine 
Kopie- bzw. Abschrift des Protokolls verlangt und ausgefolgt wird. Die Änderung steht auch mit den 
Grundsätzen der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit lffi Einklang, ein 
Rechtsschutzdefizit für den Akteneinsicht Nehmenden liegt nicht vor. 

Mit der Vollimplementierung der elektronischen Aktenführung im Rahmen des Projekts Justiz 3.0 wird 
diese Thematik ohnedies hinfällig werden. 

. 

Ungeachtet der durch die zeitliche Komponente bedingten Derogation der Bestimmung der Anm. 3 lit. e 
zu TP 15 GGG ist in Aussicht genommen, diese Regelung aus Anlass einer geplanten Novelle des GGG 
entweder zu streichen (und alle Gebührenbefreiungen nur noch in der StPO abschließend zu regeln) oder 
alternativ auf eine Kopie bzw. Abschrift des Protokolls einzuschränken. 

Auch ist die Aufhebung der Verordnung der Bundesministerin für Justiz über die Höhe der Gebühren für 
die Herstellung von Kopien durch die Staatsanwaltschaft oder die Kriminalpolizei im Rahmen der 
Akteneinsicht in Aussicht genommen. Der die Unzulässigkeit der Aktenmitnahme zu Kopienzwecken 
regelnde § 3 wird in der neuen Bestimmung des * 53 Abs. 2 letzter Satz StPO abgebildet. Zwar besteht in 
§ 170 Abs. 2 dritter Satz Geo. eine Gerichte und aufgrund des Verweises in § 2 DV-StAG auch 
Staatsanwaltschaften bindende entsprechende Bestimmung, diese bezieht sich jedoch nicht auf die 
Kriminalpolizei, weshalb eine Integration in die StPO zweckmäßig scheint. Dem aufzuhebenden 
Regelungsinhalt des § 4 der Verordnung, der gleichermaßen auf Beschuldigte und Opfer wirkt, wird durch 
die neue Bestimmung des § 52 Abs. 2 Z 4 StPO entsprochen, der - vergleichbar der nur auf Opfer 
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, 
J 

abstellenden Ergänzung des § 66 Abs. 1 Z 1a StPO im ME - auch fiir Beschuldigte nunmehr ausdrücklich 
das Recht auf gebührenfreien Erhalt einer Kopie bzw. Abschrift des Vernehmungsprotokolls regelt. Mit 
der entsprechenden Ergänzung der verwiesenen Bestimmungen in § 68 Abs. 1 StPO um diese neue 
Bestimmung wird die im M E  vorgeschlagene Änderung des § 66 Abs. 1 Z 1a StPO obsolet; durch § 68 
Abs. 2 iVm Abs. 1 StPO gilt die Ausnahme von der Gebührenptlicht ohnedies auch fiir (nicht 
privatbeteiligte) Opfer ( Korn/ Zöchbauer in Fuchs/Ratz, WK StPO § 68 Rz 3). Die bereits im ME 
vorgesehen Änderung des § 96 Abs. 5 StPO bildet diese Änderung ab. 

Zu Z 3, 5, 8 und 1 1 :  

Diese Ziffern dienen nur der Neunummerierung der Novellierungsanordnungen. 

Zu Z 6 (§ 76 Abs. 4 StPO): 

Durch die vorgeschlagene Ergänzung soll im Einklang mit der schon bisher geltenden Rechtslage 
klargestellt werden, dass die Übermittlung nach der StPO ennittelter personenbezogener Daten an Private 
nicht in Betracht kommt. 

Zu Z 8 (§ 80 Abs. 1 StPO): 

Zur Vermeidung von Unklarheiten soll die E infiigung des Wortes "gebührenfrei" vor dem Wort 
"auszufolgen" erfolgen. 

Zu Z 1 0  (§ 165 Abs. 4 StPO): 

Der Verweis auf "Zeugen, auf die die in § 66a StPO erwähnten Kriterien zutreffen" soll präzisiert werden, 
weil nur dessen Abs. 1 Kriterien zur Festlegung eines Personenkreises enthält. 

Zu Z 1 1  (§ 173 Abs. 5 Z 3 StPO): 

Da es sich nach dem allgemeinen Sprachgebrauch auch bei einer Wohnung um eine Örtlichkeit handelt, 
soll zur Präzisierung vor dem Wort "Örtlichkeiten" das Wort "sonstige" eingefiigt werden. 

Zu Z 13 (§ 514 Abs. 4 1  StPO): 

Die Regelung zum Inkrafttreten soll an die in Aussicht genommenen Änderungen im Sinne dieses 
Abänderungsantrags angepasst werden. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Strafregistergesetzes 1 968) 

Zu Z 12 (§ 14 Abs. 15 Strafregistergesetz 1 968) 

Um die technische Umsetzung der vorgeschlagenen Änderungen sicherzustellen, sollen die Änderungen 
des Strafregistergesetzes mit 1. Juli 2020 in Kraft treten. 

Zu Artikel 9 (Änderung der Exekutionsordnung) 

Zu Z 1 (§ 382b Abs. 2 EO): 

Durch die Änderung sol l  deutlicher als im Initiativantrag zum Ausdruck gebracht werden, dass zusätzlich 
neben der nach § 3 82b Abs. 2 erster Satz angeordneten Dauer der einstweiligen Verfiigung von höchstens 
sechs Monaten das Gericht die Dauer mit dem rechtskräftigen Abschluss eines (einzuleitenden) Verfahrens 
in der Hauptsache festsetzen kann. Diese Bestimmung ist nach allgemeinen Regeln auch bei der 
Verlängerung einer einstweiligen Verfiigung anzuwenden, sodass auch in diesem Fall auf ein 
(einzuleitendes) Verfahren in der Hauptsache abgestellt werden kann. 

Zu Z 2 und Z 3 (§ 382c Abs. 1 und 4 EO): 

Die Änderungen berücksichtigen jeweils die vorgeschlagene neue Fassung des § 38a SPG. Inhaltlich sind 
damit keine Änderungen verbunden. 

Zu Z 4 (§ 382d Abs. 5 EO): 

Den Ergebnissen des Begutachtungsverfahrens folgend sollen von der Regelung auch Schlüssel erfasst sein, 
die nach dem vorgeschlagenen § 38a Abs. 11 SPG von den Sicherheitsbehörden bei Gericht erlegt werden. 

Zu Z 5 und Z 6 (§ 382e Abs. 1 Z 3 und § 382g Abs. 1 Z 8 EO): 

Die Änderung ist jeweils nur sprachlich bedingt und soll einen Gleichklang mit der Terminologie des 
vorgeschlagenen § 38a SPG herstellen. Ein völlig zufcilliges Zusammentreffen im geschützten Umkreis 
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wird regelmäßig noch keinen Verstoß gegen ein Annäherungsverbot bedeuten; vielmehr bedarf es für ein 
Annähern seitens der gefährdenden Partei einer bewussten bzw. fur möglich gehaltenen Herstellung des 
Kontakts. 

Zu Z 7 und 8 (§ 382e Abs. 2 erster Satz; § 382g Abs. 2 erster Satz EO): 

Wie bei einer einstweiligen Verfügung nach § 382b soll jeweils auch die Dauer mit dem rechtskräftigen 
Abschluss eines (einzuleitenden) Verfahrens in der Hauptsache angeordnet werden können. 

Zu Z 9 (§ 395 Abs. 3 EO) : 

Es soll ausdrücklich klargestellt werden, dass die Verständigung von der Einbringung des Antrags auf 
Erlassung einer einstweiligen Verfügung nach § 382b und § 382e von jenem Gericht vorgenommen werden 
soll, bei dem der Antrag eingebracht wurde. Es hat daher auch ein unzuständiges Gericht die 
Sicherheitsbehörde zu verständigen. Damit soll erreicht werden, dass ein von den Sicherheitsbehörden 
angeordnetes Betretungs- und Annäherungsverbot nach dem vorgeschlagenen § 38a Abs. 10 SPG um 1 4  
Tage verlängert wird. 

Die Verständigung der Sicherheitsbehörden von einem Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung 
nach § 382g soll - anders als im Initiativantrag noch vorgesehen - unterbleiben, weil die vorgeschlagene 
Fassung des § 38a SPG nicht regelt, dass auch ein solcher Antrag zu einer Verlängerung des Betretungs
und Annäherungsverbots führt. 

Zu Z 10 (§ 399 Abs. 1 EO): 

Die Änderung stellt klar, dass in § 399 nur die Aufhebung auf Antrag geregelt wird. Die Aufhebung von 
Amts wegen (vgl. § 378a oder § 391 Abs. 2) bleibt davon unberührt. 

Zu Z 11 (§ 450 EO): 

Die Anpassung des § 382c Abs. 1 und 4 ist bei der Inkrafttretensbestimmung zu berücksichtigen. 

Zu Artikel 11 bis 22:  

Zur Stärkung des Opferschutzes erfolgt eine Anpassung der Anzeigepflicht. Die BerufsangehörigeIDer 
Berufsangehörige hat eine Anzeige so lange zu unterlassen, als sie dem ausdrücklichen Willen der 
volljährigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patientinldes volljährigen handlungs- oder 
entscheidungs fähigen Patienten widersprechen würde und für diese/diesen oder eine andere Person keine 
unmittelbare Gefahr besteht. 

14 

AA-150 XXVI. GP - Abänderungsantrag (gescanntes Original)14 von 14

www.parlament.gv.at




		2019-09-26T14:46:45+0200
	Parlamentsdirektion
	Signaturpruefung unter http://www.signaturpruefung.gv.at




